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Kita-Reform-Gesetz 

Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG 

§ 7
Anspruch auf Geschwisterermäßigung und soziale Ermäßigung
von Elternbeiträgen
(1) Werden mehrere, in einem Haushalt lebende Kinder einer Familie vor dem Schuleintritt in
Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege gefördert, übernimmt oder erlässt der örtli-
che Träger auf Antrag den Elternbeitrag für das zweitälteste Kind zur Hälfte und für jüngere
Kinder vollständig. Der örtliche Träger kann darüber hinaus eine Ermäßigung vorsehen, die in
Kindertageseinrichtungen und schulischen Betreuungsangeboten geförderte schulpflichtige
Kinder berücksichtigt.
(2) Darüber hinaus übernimmt oder erlässt der örtliche Träger auf Antrag den Elternbeitrag für
die Förderung in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege, soweit er den Eltern und
dem Kind nicht zuzumuten ist. Für die Fest-stellung der zumutbaren Belastung gelten die §§
82 bis 85, 87, 88 und 92a des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – (SGB XII)
entsprechend. Bei der Einkommensberechnung bleiben das Baukindergeld des Bundes sowie
die Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz außer Betracht. Übersteigt das zu
berücksichtigende Einkommen die Einkommensgrenze nicht, übernimmt oder erlässt der örtli-
che Träger den Elternbeitrag in voller Höhe. Übersteigt das zu berücksichtigende Einkommen
die Einkommensgrenze, übernimmt oder erlässt er den Elternbeitrag in der Höhe, dass den
Eltern nach Abzug des Elternbeitrags mindestens 50 % des Einkommens über der Einkom-
mensgrenze verbleibt. Wenn Eltern oder Kinder Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts nach dem SGB II, Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel des SGB XII oder
Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes beziehen oder wenn die
Eltern des Kin-des Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskindergeldgesetzes oder Wohn-
geld nach dem Wohngeldgesetz erhalten, sind Elternbeiträge nicht zuzumuten.

(3) Der örtliche Träger berät die Eltern über die Möglichkeiten einer Antragstellung.

§ 25
Gruppengröße
(1) Die Gruppengröße beträgt für

1. Regel-Krippengruppen zehn Kinder,

2. Natur-Krippengruppen acht Kinder,

3. kleine Krippengruppen fünf Kinder,

4. Regel-Kindergartengruppen 20 Kinder,

5. Natur-Kindergartengruppen 16 Kinder,

6. mittlere Kindergartengruppen 15 Kinder,

7. kleine Kindergartengruppen zehn Kinder,

8. Regel-Hortgruppen 20 Kinder,
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9. Natur-Hortgruppen 16 Kinder,  

10. mittlere Hortgruppen 15 Kinder und für  

11. kleine Hortgruppen zehn Kinder.  
 
In altersgemischten Gruppen darf die rechnerische Kinderzahl 20 Kinder, bei Naturgruppen 16 
Kinder, nicht überschreiten; für die Ermittlung der rechnerischen Kinderzahl werden die Kinder 
unter drei Jahren doppelt gezählt. Die rechnerische Kinderzahl darf in integrativen Kindergar-
tengruppen 19 Kinder nicht überschreiten; für die Ermittlung der rechnerischen Kinderzahl 
werden Kinder mit Behinderung und solche, die von Behinderung bedroht sind, doppelt ge-
zählt.  
(2) Der Einrichtungsträger kann die Gruppengröße in Regel- und Natur-Kinder-gartengruppen 
sowie in Regel- und Natur-Hortgruppen um zwei Kinder, in mittleren und kleinen Kindergarten- 
und Hortgruppen um ein Kind erhöhen. Die Erhöhung der Gruppengröße ist dem örtlichen 
Träger unverzüglich anzuzeigen. Sie ist unzulässig, wenn der Mindestraumbedarf nach § 23 
Absatz 1 Satz 1 unterschritten würde. Für altersgemischte Gruppen kann der Einrichtungsträ-
ger die Gruppengröße erhöhen, indem er ein unterdreijähriges Kind, das den dreißigsten Le-
bensmonat vollendet hat, nur einfach zählt.  
(3) Bei Förderung eines Kindes, das zu Beginn des Monats den neunten Lebens-monat noch 
nicht vollendet hat, ist die Gruppengröße in Krippengruppen um ein Kind und die rechnerische 
Kinderzahl in altersgemischten Gruppen um zwei Kinder zu verringern.  

(4) Die Gruppengröße ist bei Förderung von Kindern mit Behinderung und von Behinderung 
bedrohten Kindern ausgehend von der Regelgruppengröße zu verringern, wenn der örtliche 
Träger aufgrund des zusätzlichen Betreuungs-aufwands der Kinder unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse der Teilhabeplanung nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch – Rehabilita-
tion und Teil-habe von Menschen mit Behinderungen – (SGB IX) oder der Hilfeplanung nach 
dem SGB VIII sowie der Zusammensetzung der Gruppe einen entsprechenden Bedarf festge-
stellt hat. Der örtliche Jugendhilfeträger stellt auf Antrag des Einrichtungsträgers oder von 
Amts wegen im Einzelfall fest, um wie viele Plätze die Gruppengröße zu verringern ist. Die 
Verringerung ist zum nächst-möglichen Monatsbeginn umzusetzen.  
 
 
§ 31  
Elternbeiträge  
(1) Die zu entrichtenden Elternbeiträge dürfen monatlich  

1. 7,21 Euro für Kinder, die das dritte Lebensjahr zu Beginn des Monats noch nicht vollendet 
haben, und  

2. 5,66 Euro für ältere Kinder  
 
pro wöchentlicher Betreuungsstunde nicht übersteigen. Für Eingewöhnungszeiten mit geringe-
rem zeitlichen Betreuungsumfang sind die Höchstbeträge für den regulären Betreuungsum-
fang maßgeblich.  
(2) Neben den Elternbeiträgen kann der Einrichtungsträger angemessene Verpflegungskos-
tenbeiträge und Auslagen für Ausflüge verlangen. Die Kalkulation der Verpflegungskostenbei-
träge ist der Elternvertretung und dem Beirat offenzulegen.  

 


